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Vorwort

Während Medien und Analysten mit ihrem Abgesang auf den Euro 
in Europa Untergangsstimmung verbreiten, rückt die ökonomische 
Schieflage Amerikas in den Hintergrund. Dort nehmen die wirt-
schaftlichen Probleme infolge der andauernden Wirtschafts-, Fi-
nanz- und Energiekrise ebenso zu und vergrößern die soziale Un-
gleichheit. Je weiter sich der Tanker USA aber zur Seite neigt, desto 
mehr wird die politische Manövrierfähigkeit der Regierung im In-
nern wie nach außen eingeschränkt. 

Die sozialen und wirtschaftlichen Probleme verstärken die von 
den Gründervätern angelegte Konkurrenz der politischen Gewalten 
so sehr, dass sie sich allmählich blockieren und die politische Hand-
lungsfähigkeit im Innern wie nach außen lähmen. Zwar erheben die 
Vereinigten Staaten nach wie vor den Anspruch, eine liberale Welt-
ordnung amerikanischer Prägung aufrechtzuerhalten, doch die wirt-
schaftliche Schwäche und die Einschränkungen der politischen Füh-
rung hindern sie zunehmend daran, so die zentrale These der hier 
vorgelegten Analyse, ihre globale Ordnungsfunktion wahrzuneh-
men, indem sie so genannte öffentliche Güter wie Sicherheit, freien 
Handel und eine stabile Leitwährung bereitstellen. Das ist die Vor-
aussetzung dafür, dass andere Länder die Vormachtstellung der 
USA, des liberalen Hegemons, akzeptieren und seiner Führung fol-
gen. Doch Amerika wird in Zukunft mehr Gewicht darauf legen, 
seine vitalen Eigeninteressen rücksichtsloser durchzusetzen, und ver-
suchen, Lasten abzuwälzen – und damit Konkurrenten, aber auch 
Verbündete in Asien und Europa massiv belasten.

Die Wirtschafts- und Finanzkrise hat bestehende Grundpro
bleme der amerikanischen Wirtschaft verstärkt und das Land in dem 
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Moment getroffen, als die ersten Baby Boomer, die »goldene Genera-
tion« der zwischen 1946 und 1964 Geborenen, in den Ruhestand 
traten. Ausgestattet mit den bis dato exorbitant gestiegenen Ver
mögenswerten, freuten sie sich darauf, einen finanziell sorglosen Le-
bensabend zu genießen. Aber nun zeigte sich, dass die amerikanische 
Gesellschaft und Politik nicht auf die Wucht des demographischen 
Wandels und die damit verbundenen Kosten, insbesondere im  
Gesundheitswesen und in der Altersvorsorge, vorbereitet sind. Zwar 
verjüngt sich die Bevölkerung permanent durch die ins Land strö-
menden Einwanderer, aber dieser Zustrom kann die Überalterung 
inzwischen nur noch abschwächen. Die jüngeren Generationen wer-
den künftig nicht mehr in der Lage sein, die älteren finanziell zu 
unterhalten. Infolge der drastisch gestiegenen Arbeitslosigkeit, die 
insbesondere jüngere Arbeitssuchende trifft, und der schlechten 
Ausbildung in den oftmals maroden Bildungseinrichtungen sind  
die Jüngeren gar nicht in der Lage, im erforderlichen Umfang zum 
Bruttonationaleinkommen beizutragen und damit überhaupt erst 
die Voraussetzung für Unterstützungsleistungen zu schaffen. 

Freilich gibt es in den USA nach wie vor einige Elite-Universi
täten – und damit wichtige technische und wirtschaftliche Innova
tionsförderer, die auch international in der so genannten Ivy League 
spielen. Doch deren Vermögen blieben von der Finanzkrise auch 
nicht verschont; die horrend angestiegenen Studiengebühren können 
sich – sieht man von den paar Stipendiaten ab – nur noch wenige 
wohlhabende Studenten leisten. Für die so genannten oberen Zehn-
tausend lohnt sich diese Investition allerdings allemal, denn sie wer-
den – nicht zuletzt aufgrund ihrer in den Elite-Einrichtungen ge-
knüpften Kontakte zu künftigen politischen und wirtschaftlichen 
Entscheidungsträgern – nach dem Studium ein Vielfaches dessen 
»verdienen«, was ihre mit schlechteren Startchancen versehenen 
Mitbürger zu erwarten haben. Ihr Einkommen wird auch nicht 
merklich durch Sozialabgaben oder Steuern geschmälert, mit denen 
man die verrottende öffentliche Infrastruktur oder die prekäre Lage 
sozial Schwächerer verbessern könnte.
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Es gibt im Land der unbegrenzten Möglichkeiten und Risiken 
einige, die von diesen Problemen überhaupt nicht, und andere, die 
davon umso mehr betroffen sind. Sieht man sich die Verteilung der 
Vermögen und Einkommen in den USA genauer an, fallen einem 
sofort gravierende Unterschiede auf, die sozialen Sprengstoff bergen 
und geradezu verhindern, dass die Wirtschaft wieder in Gang 
kommt. Wenn nämlich stimmt, dass die amerikanische Wirtschaft 
zu zwei Dritteln durch Nachfrage, also vom Privatkonsum, ange-
trieben wird, dann ist die soziale Schieflage Gift für die wirtschaft-
liche Erholung. Woher kann die Kaufkraft bei hartnäckig hoher 
Arbeitslosigkeit kommen, wenn – wie bei der letzten Anhebung  
der Schuldenobergrenze vereinbart – der Schuldenabbau in erster 
Linie durch die Kürzung von Sozialleistungen und anderen nach-
fragewirksamen Ausgaben des Bundes und der Bundesstaaten er-
folgen soll? Im Vergleich zu anderen hochindustrialisierten Ländern 
ist in den USA die Umverteilung in Form von Arbeitslosengeld und 
Sozialabgaben recht gering.1 Das hat zur Folge, dass immer mehr 
Amerikaner immer weniger kaufen können, weil das Konsumieren 
auf Pump nicht mehr möglich ist. 

In dieser misslichen Lage müssen die USA obendrein die in den 
letzten Jahrzehnten angehäuften Schuldenberge abbauen, um ihre 
Kreditwürdigkeit aufrechtzuerhalten. Die inländische Sparquote 
trägt wenig zur Beseitigung des Problems bei, da sie traditionell 
niedrig ist und viele private Haushalte sogar hoch verschuldet sind. 
Und so wird der Staat seine Ausgaben umso drastischer senken 
müssen, je weniger das Ausland fähig oder bereit ist, Amerikas 
Staatsschulden zu finanzieren. 

Das trifft auch die Politik, die keinen finanziellen Handlungs-
spielraum mehr hat für weitere Wirtschaftsförderprogramme. Spä-
testens im Sommer 2011, als die heftigen Auseinandersetzungen um 
die Anhebung der Schuldenobergrenze Amerika erschütterten, 
wurde deutlich, dass das politische System blockiert ist. Sollte der 
Präsident versuchen, die Wirtschaft mit kreditfinanzierten Aus
gaben anzukurbeln, wird er am Kongress scheitern, denn dort ver-
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hindern die libertären, staatsfeindlichen Repräsentanten der repu
blikanischen Tea-Party-Bewegung die Kreditaufnahme, unterstützt 
von den fiskalkonservativen Demokraten, den Blue Dogs. Auch in der 
Handelspolitik sind dem Präsidenten bis auf Weiteres die Hände ge-
bunden. Er wird kein Mandat für Freihandelspolitik erhalten – falls 
er diesen Machtkampf mit dem Kongress überhaupt wagen sollte. 

Bei dieser finanz- und handelspolitischen Blockade bleibt die 
US-Notenbank die einzige handlungsfähige Institution. Amerika 
versucht, sich aus der Schuldenfalle zu befreien, indem es durch 
seine Notenbank jene Staatsanleihen aufkaufen lässt, die über den 
Markt von ausländischen Investoren nicht mehr bedient werden. 
Dieses Vorgehen wird beschönigend als »quantitative Lockerung« 
bezeichnet. In Wahrheit druckt man neues Geld. Die internationale 
Leitwährung Dollar gerät dadurch unter Druck, wird also abgewer-
tet. Das hat zwei Nebeneffekte, die aus amerikanischer Sicht durch-
aus willkommen sind: Amerika kann sich einerseits eines Großteils 
seiner Schulden entledigen, andererseits verbilligen sich seine Ex-
portwaren und sind damit wieder mehr gefragt.

Selbst wenn die Strategie, den Dollar zu schwächen, kurzfristig 
erfolgreich sein sollte, bleiben die langfristig grundlegenden Struk-
turprobleme der US-Wirtschaft bestehen. Die USA haben in den 
vergangenen Jahrzehnten ihre Industrieproduktion dahinsiechen 
lassen und sich zu einer Dienstleistungsgesellschaft entwickelt, die 
sich auf Finanzdienstleistungen spezialisiert hat. In diesem Sektor 
gab es viele begrüßenswerte Innovationen, leider aber auch einige, die 
in die Wirtschafts- und Finanzkrise geführt haben. Während man 
sich in Amerika am Aufschwung im Dienstleistungssektor erfreute, 
blieben die weniger beweglichen Europäer dem Produktions- und 
Industriegewerbe verhaftet, was durchaus vernünftig war. Mittler-
weile müssen die Verantwortlichen in Amerika einsehen, dass es sich 
rächt, wenn man die Produktion vernachlässigt.

Amerika muss wieder produzieren. Mit dem Green New Deal 
will Präsident Obama sowohl Arbeitsplätze schaffen als auch die 
binnenwirtschaftlichen wie außenpolitischen Kosten und Risiken 



senken. Dazu wurde der Wirtschaft zunächst eine Ölentzugskur 
verordnet. Amerikas Ölverbrauch muss drastisch reduziert werden, 
da die hohen Ölpreise die Wirtschaftskraft Amerikas lähmen und 
dessen außenpolitische Handlungsfähigkeit einschränken, weil die 
dafür erforderlichen Mittel nicht mehr aufgebracht werden können. 
Die weltweite Sicherung der vitalen Interessen Amerikas – dem mit 
dem aufstrebenden China ein mächtiger Konkurrent erwachsen  
ist – macht das nicht leichter.

Zwar wird in absehbarer Zeit die Militärmacht, die so genannte 
harte Macht der USA, unangefochten bleiben, denn kein anderes 
Land der Welt verfügt über annähernd so viel militärische Schlag-
kraft wie die Supermacht. Doch diese Ausrüstung ist in den dro-
henden Währungskriegen wenig hilfreich, ja könnte sogar zu einer 
schweren Bürde werden. Um den Haushalt zu konsolidieren, müs-
sen die USA also auch umfangreiche Einsparungen im Militärbe-
reich vornehmen. Das wird die amerikanische Wirtschaft, die von 
diesem Sektor im hohen Maße abhängt, noch mehr schwächen.

Auch die »weiche« Macht2 der USA, seine Vorbildfunktion und 
Anziehungskraft auf kulturellem und wirtschaftlichem Gebiet, ist 
schwer beeinträchtigt. Vor allem der so genannte Washington-Kon-
sensus, nach dem alle Länder ihre Gesellschaften und Märkte nach 
dem Vorbild Amerikas liberalisieren sollen, hat als Orientierungs-
maßstab weltweit an Bedeutung verloren. Sogar in den USA selbst 
ist – wie schon so oft in der amerikanischen Geschichte – ein hefti-
ger Streit darüber entbrannt, welche Rolle dem Staat im Verhältnis 
zur Wirtschaft und zur Einwanderungsgesellschaft beigemessen 
werden soll. 

Das alles wird Amerika im Wahljahr 2012 beschäftigen und die 
Welt in Atem halten, denn die Handlungsschwäche der einstigen 
Weltordnungsmacht droht die Welt in Unordnung zu bringen. 
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Gleichgewichtsstörungen

Es liegt eine gewisse Ironie darin, dass der mittlerweile in den USA 
reüssierende jüdisch-russische Schriftsteller Gary Shteyngart, der  
als Jugendlicher seiner Heimat, dem untergehenden Sowjetimpe-
rium, entfloh, seiner Wahlheimat, der Siegermacht USA, ein ähn
liches Schicksal prophezeit. Fasziniert vom grenzenlosen Selbstbe-
wusstsein der Amerikaner und bemüht, seine Herkunft wie seinen 
Akzent zu verbergen, stellt der Einwanderer heute nicht ohne Sar-
kasmus fest: »Mein ganzes Leben lang habe ich versucht, aufzuholen. 
Und jetzt, wo ich aufgeholt habe, geht das Land zum Teufel. Jedes 
Weltreich, in das ich einen Fuß setze, zerfällt.«1 In seinem Bestseller 
Super Sad True Love Story erzählt Shteyngart vom sozioökonomi-
schen Zerfall der Weltmacht Amerika, von einem Land, das pleite 
ist, dessen Leitwährung vom chinesischen Yuán abgelöst wird und 
dessen europäische Freunde sich abwenden, um die eigene Währung 
stark zu halten. Damit liegt er erschreckend nahe an der »Realität«, 
wie sie mittlerweile auch von Politikern und Journalisten in Wa-
shington mit kräftigen Pinselstrichen an die Wand gemalt wird.

Man muss kein Politiker, Untergangsapologet oder Kulturpessi-
mist sein, um zu erkennen, dass die bei Shteyngart in der satirischen 
Fiktion überhöhten »posthumanen Dienstleistungen« – die den real 
existierenden, außer Kontrolle geratenen Finanzdienstleistern sehr 
ähneln – letzten Endes auch den Amerikanern mehr geschadet als 
genutzt haben. Die alarmierenden Wirtschafts- und Sozialstatisti-
ken sprechen Bände. Zwar gibt es in den USA noch keinen Aufstand 
des Prekariats – die Protagonisten der gegen die soziale Ungleichheit 
und den Kasinokapitalismus gerichteten Occupy-Wall-Street-Be
wegung sind im Vergleich zu den vielen in Armut lebenden Afro-
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Amerikanern und Latinos besser situierte Jugendliche und Studen-
ten –, aber die sozioökonomischen Konflikte haben das Land bereits 
tief gespalten und den amerikanischen Traum vom unbegrenzten 
Wirtschaftswachstum durch Konsum auf Pump zerstört. 

Allmählich weicht die amerikanische Überzeugung, dass es der 
nächsten Generation besser gehen wird als der vorigen, der Furcht,2 
dass die Jugendlichen von heute einer »verlorenen Generation« an-
gehören könnten. Im Vergleich zu der mittlerweile ins Rentenalter 
tretenden »goldenen Generation« der Baby Boomer wird die ameri-
kanische Bevölkerung zukünftig im Durchschnitt merklich älter, 
außerdem größer, ethnisch heterogener,3 weniger gebildet und finan-
ziell ärmer sein. Das wird sich belastend auf die wirtschaftlichen und 
sozialen Verhältnisse und damit auf den Wohlstand des Landes aus-
wirken.

Regeneration und Wachstum durch Immigration

Seit den 1950er Jahren nimmt der Anteil der Alten in der amerika-
nischen Gesellschaft zu, während der Anteil der Jungen schrumpft. 
2030, wenn die zwischen 1946 und 1964 geborenen Baby Boomer aus 
dem Arbeitsprozess ausgeschieden sein werden, wird voraussichtlich 
einer von fünf Amerikanern im Rentenalter sein.4 Wie in anderen 
Industrienationen ist auch in Amerika die durchschnittliche Lebens-
erwartung in den letzten Jahrzehnten merklich gestiegen, mitt- 
lerweile auf knapp achtzig Jahre.5 Auf der anderen Seite sind die 
jährlichen Geburtenraten seit den 1970er Jahren zu gering, um die 
Bevölkerungszahl der USA zu halten. Bevölkerungsstatistisch geht 
man davon aus, dass in Industrieländern der Erhalt der Bevölkerung 
gesichert ist bei 2,1 Geburten je Frau. Diese Reproduktionsmarke 
haben die Amerikaner – mit Ausnahme der Jahre 2006 und 2007 – 
seit 1971 nicht erreicht.6 Dennoch hat sich die amerikanische Bevöl-
kerung seit 1950 von 152 Millionen auf gegenwärtig 309 Millio- 
nen verdoppelt.7 Für dieses Bevölkerungswachstum haben seit den 
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1940er Jahren Millionen Einwanderer aus aller Welt gesorgt (siehe 
Tabelle 1).8 

2009, das letzte Jahr, für das offizielle Daten vorliegen, meldeten 
über eine Million Menschen erstmals ihren ständigen Wohnsitz in 
den USA an. Sie kamen hauptsächlich aus Mexiko (14,6 Prozent), 
China (6,0 Prozent), den Philippinen (5,3 Prozent), Indien (5,1 Pro-
zent), der Dominikanischen Republik (4,4 Prozent), Kuba (3,4 Pro-
zent) und Vietnam (2,6 Prozent). Seit 1971 finden die legalen Ein-
wanderer ihre neue Heimat vornehmlich in Kalifornien, New York, 
Texas, Florida, Illinois und New Jersey. Daneben gibt es überall im 
Land illegale Einwanderer; ihre Zahl wird von Forschern des Pew 
Hispanic Center auf über 11 Millionen geschätzt.9 

Mittlerweile übertrifft die »inländische Reproduktion« der Ein-
gewanderten den Zustrom der Einwanderer. Das ist unter anderem 
darauf zurückzuführen, dass die Zuwanderung der größten Gruppe, 
der aus Mexiko stammenden Latinos, wegen der verschärften Grenz-
überwachung und mangelnder Arbeitsperspektiven merklich zu-
rückgeht. Dennoch hat sich die Gruppe der Mexican Americans zwi-
schen 2000 und 2010 um 11,4 Millionen Menschen vergrößert – durch 
4,2 Millionen Zuwanderer und 7,2 Millionen Neugeborene. Im Ver-

Tabelle 1. 
Einwanderung in die USA, 1931 – 2009

Zeitraum	 Netto-Einwanderung*

1931 – 1940	 – 121 000

1941 – 1950	 754 000

1951 – 1960	 2 090 000

1961 – 1970	 2 422 000

1971 – 1980	 3 223 000

1981 – 1990	 5 655 000

1991 – 2000	 6 743 000

2001 – 2009	 6 656 000

Quelle: Laura B. Shrestha und Elayne J. Heisler, »The Changing Demographic Profile of the United States«, 
CRS Report for Congress, Congressional Research Service, Washington, D.C., 31. März 2011, S. 12.

* Als Nettoeinwanderung wird die Menge der Einwanderer abzüglich der Auswanderer bezeichnet.
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gleich zur übrigen Bevölkerung sind Amerikaner mexikanischer Her-
kunft jünger und fruchtbarer.10 Die Altersstruktur der größten Min-
derheit – Amerikaner hispanischer Herkunft machen mittlerweile 
knapp ein Sechstel (16 Prozent) der amerikanischen Bevölkerung  
aus – ist dementsprechend: Kinder und Jugendliche sind in dieser 
Gruppe stark vertreten.11 Nach den Untersuchungen des National 
Research Council ist die hispanische Bevölkerung in den USA aber 
nicht nur gekennzeichnet durch »eine jugendliche Altersstruktur«, 
sondern auch durch »niedrige Ausbildungsniveaus« sowie durch eine 
»unverhältnismäßig hohe Konzentration in Beschäftigungen mit 
niedrigen Qualifikationsanforderungen und geringer Bezahlung«.12

Der Alterungsprozess und der Zuzug von Immigranten, die we-
gen ihrer unzureichenden Sprachkenntnisse und mangelhaften Aus-
bildung schlechte Chancen auf dem Arbeitsmarkt haben, zeigen 
bereits Wirkung. So verschlechtert sich etwa das Verhältnis der  
arbeitenden zur unbeschäftigten, unterstützungsbedürftigen Bevöl-
kerung (Kinder, ältere Menschen). Immer weniger und schlechter 
ausgebildete Arbeitnehmer und Angestellte müssen immer mehr 
Rentner unterhalten. Neben der Frage der Generationengerechtig-
keit wird längst auch die allgemeinere Frage gestellt, ob der Staat Für-
sorge leisten sollte oder nicht vielmehr der Einzelne für sich selbst 
vorsorgen soll – und kann.

Soziale Ungleichheit am Start

Im »Land der Freien« dominiert die kapitalistische Orthodoxie, und 
deren Verfechter gehen davon aus, dass der Markt dem Staat über-
legen sei, weil rational handelnde Individuen selbst am besten wis-
sen, was das Beste für sie ist. Diese den meisten ökonomischen Mo-
dellen nach wie vor zugrundeliegende Annahme setzt allerdings 
voraus, dass diese Individuen lesen, schreiben und rechnen können, 
also über die Grundvoraussetzungen verfügen, ohne die man das 
Marktgeschehen nicht begreifen und nicht daran teilnehmen kann. 
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Wer sich die Befunde zum Bildungsniveau jedoch genauer ansieht, 
muss feststellen, dass es in Amerika viele Analphabeten gibt und 
selbst in vermeintlich höheren Bildungsschichten erschreckend viele 
die Grundrechenarten nicht beherrschen und kein wirtschaftliches 
Basiswissen besitzen.13 

Im Februar 2002, also in George W. Bushs erster Amtsperiode, 
wiesen wirtschaftliche und politische Entscheidungsträger bereits 
auf dieses Kernproblem einer »auf Wissen basierten Wirtschafts-
ordnung« hin. So räumte der damalige Notenbankchef Alan Green-
span bei einer Anhörung vor dem Kongress ein, dass eine finanzielle 
Grundbildung »verletzliche Konsumenten« davor schützen könnte, 
sich in finanziell ruinöse Kreditkonstruktionen verwickeln zu las-
sen.14 Wie groß das Ausmaß der Verletzlichkeit und Verwirrung 
vieler Einzelner – und damit auch der gesamten US-Wirtschaft – 
tatsächlich war, sollte sich dann in den Jahren 2007 und 2008 im 
Zuge der Wirtschafts- und Finanzkrise offenbaren. Im Januar 2008 
richtete der Präsident dann per Exekutivorder einen Advisory Coun-
cil on Financial Literacy ein. Im Oktober 2009 haben zwei renom-
mierte akademische Einrichtungen – das Dartmouth College und die 
Wharton School – gemeinsam mit dem größten amerikanischen 
Think Tank, der RAND Corporation, das Financial Literacy Center ins 
Leben gerufen. Diese Einrichtung hat Programme entwickelt, die 
unzureichend ausgebildete Menschen in die Lage versetzen sollen, 
qualifizierte Finanzentscheidungen zu treffen.15

Wenn das Bildungsniveau sinkt, sinken auch die Einkommen. 
Wie Bildung Menschen befähigt aufzusteigen, kann Bildungsmangel 
ihren Abstieg befördern. Kinder aus sozial schwachen und bildungs-
fernen Elternhäusern – und darunter sind besonders viele Kinder 
von Einwanderern – haben schlechtere Startchancen und finden sel-
tener einen besser bezahlten Job – wenn sie überhaupt einen finden. 
Dagegen hilft nur eine effiziente Sozial- und Bildungspolitik, die 
letztlich zum Wohle aller ist.

Die Erfolgsgeschichten Einzelner, die es vom Tellerwäscher zum 
Milliardär gebracht haben, können nicht darüber hinwegtäuschen, 
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dass im Einwanderungsland USA wie in fast16 allen Ländern der 
Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD), die einen hohen Anteil von Immigrantenkindern aufwei-
sen, Menschen mit Migrationshintergrund sozial benachteiligt sind 
und oft nur mäßige schulische Leistungen vorweisen können.17 Im 
Berufsleben haben sie dann sehr viel schlechtere Aussichten, ein Ein-
kommen zu erzielen, mit dem sie ihren Lebensunterhalt bestreiten 
können. Das betrifft neben den Latinos auch viele Angehörige der 
mittlerweile nur noch zweitgrößten Minderheit in den USA, der 
afro-amerikanischen Bevölkerung. Während jeder dritte »weiße« 
Amerikaner einen College-Abschluss vorweisen kann, schaffen das 
nur zwei von zehn Afro-Amerikanern und lediglich jeder zehnte  
Latino.18 Entsprechend niedrig sind die mittleren Jahreseinkom-
men: Etwa 32 000 Dollar verdienen Afro-Amerikaner und rund 
38 000 Dollar Latinos, während ihre weißen Mitbürger im Schnitt 
55 000 Dollar pro Jahr beziehen.19

Bei schlechter Wirtschaftslage wird das Ausbildungsniveau ge-
radezu ausschlaggebend bei der Entscheidung, ob jemand überhaupt 
einer Beschäftigung nachgehen kann: Mittlerweile haben nur noch 
acht von zehn Akademikern der höchsten Ausbildungsstufe (tertiary 
education) einen Arbeitsplatz, der Anteil der Beschäftigten bei gerin-
gerer Ausbildungszeit (upper secondary education) liegt lediglich noch 
bei zwei Dritteln, und von den Amerikanern mit dürftiger Ausbil-
dung (below upper secondary education) ist sogar die Hälfte arbeits-
los.20 Angehörige der schlechter ausgebildeten Minderheitengrup-
pen der Afro-Amerikaner und der Latinos sind grundsätzlich öfter 
arbeitslos als Weiße. Die Arbeitslosenquote bei Weißen liegt bei  
8 Prozent, die der Afro-Amerikaner ist doppelt so hoch, nämlich  
16 Prozent, und selbst bei den Latinos übertrifft die Quote mit über 
11 Prozent deutlich den nationalen Durchschnitt von 9 Prozent.21 
Das sind wohlgemerkt nur die offiziellen Zahlen. Nicht eingerechnet 
ist die etwa ebenso große Gruppe der Langzeitarbeitslosen, die die 
Arbeitssuche bereits aufgegeben haben und in keiner Statistik mehr 
erfasst werden. 
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In einer Gesellschaft, die über ein schwaches soziales Auffang-
netz verfügt, bedeutet Arbeitslosigkeit sehr schnell Armut. Amerika 
ist im letzten Jahrzehnt sehr viel ärmer geworden. Das Durch-
schnittseinkommen eines amerikanischen Haushalts hat sich ins
besondere während der Amtszeit von George W. Bush merklich 
verringert. Dieser Trend wird erst recht deutlich, wenn man die In-
flation berücksichtigt und die Kaufkraftwerte verschiedener Jahre 
vergleicht. Die Kaufkraft sank seit 2000 von 72 339 auf 67 530 Dollar 
ein Jahrzehnt später.22 Wirft man einen Blick hinter die Kulisse 
rechnerischer Durchschnittswerte, dann wird das Problem noch gra-
vierender: Aufgrund der enormen Einkommensunterschiede gibt es 
nur ganz wenige »Durchschnittsamerikaner«. Eine kleine Elite er-
hält überproportional viel vom Einkommenskuchen, während sich 
sehr viele mit sehr wenig zufriedengeben müssen. Der Gini-Index, 
ein statistisches Maß, das die ungleiche Verteilung innerhalb einer 
Gesellschaft misst,23 zeigt, dass die Ungleichheit der Einkommen in 
den USA seit den 1970er Jahren beständig zunimmt.24 Unter den 
OECD-Staaten weisen heute nur noch Chile, Mexiko und die Türkei 
schlechtere Werte auf.25

Bei den Vermögen ist die Ungleichheit noch ausgeprägter. Die 
Wirtschafts- und Finanzkrise hat die ohnehin schon große Kluft 
noch vertieft. Die Vermögenswerte weißer Amerikaner sind jetzt 
achtzehn- beziehungsweise zwanzigmal so hoch wie die der afro-
amerikanischen oder hispanischen Bevölkerung.26 Ein typischer 
afro-amerikanischer Haushalt verfügte 2009, nach dem Platzen der 
Immobilienblase, nur noch über 5677 Dollar, ein hispanischer über 
6325 Dollar; ein weißer Haushalt dagegen kam auf 113 149 Dollar Ver-
mögen in Form von Bargeld, Bankguthaben, Autos, Haus- und 
Grundbesitz, Aktien, Anleihen oder Rentenansprüchen. Das sind die 
größten Unterschiede seit 25 Jahren – seitdem diese Daten überhaupt 
erhoben werden. Auch hier offenbart ein Blick hinter die statistischen 
Mittelwerte noch trostlosere Verhältnisse: Jeweils ein Drittel der afro-
amerikanischen und hispanischen sowie 15 Prozent der weißen Bevöl-
kerung hat überhaupt kein Vermögen, sondern Schulden.
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46 Millionen Amerikaner leben inzwischen in Armut.27 Das ist 
der höchste Wert, den diese seit 52 Jahren erhobene Statistik jemals 
ausgewiesen hat. Die Armut bei Kindern und Jugendlichen (unter  
18 Jahren) ist geradezu alarmierend: Jeder fünfte Heranwachsende 
fällt in dem angeblich reichsten Land der Welt unter die Armuts-
grenze. Besonders prekär ist die soziale Lage der Minderheiten: Die 
Armutsrate von Amerikanern afro-amerikanischer und hispanischer 
Herkunft ist fast dreimal so hoch ( jeweils 27 Prozent) wie die der 
weißen Bevölkerung (10 Prozent). Die Zahl der Latinos und Latinas, 
die unter der Armut besonders schwer zu leiden haben – darunter 
alleine über sechs Millionen Kinder –, steigt rapide. In einem Drit- 
tel der hispanischen Haushalte gibt es nicht mehr genügend zu  
essen – sie sind von food insecurity (Nahrungsmittel-Versorgungs
unsicherheit) betroffen, wie es im sozialstatistischen Kauderwelsch 
vernebelnd heißt.28 Einer von sechs Amerikanern, das sind insge-
samt knapp 50 Millionen Menschen, kann sich auch keine Kranken-
versicherung mehr leisten.29 Die meisten dieser Amerikaner gehören 
den beiden großen Minderheiten an: Jeder fünfte Afro-Amerikaner 
und gar jeder dritte Latino genießt keinen Krankenversicherungs-
schutz. 

Sollte Barack Obamas nach wie vor heftig umstrittene Gesund-
heitsreform vom März 2010, mit der künftig diese sozialen Miss-
stände abgemildert werden können, auf juristischem Weg vom 
Obersten Gericht oder politisch von einem seiner möglichen Nach-
folger im Präsidentenamt zurückgenommen werden, würde das 
Elend noch zunehmen. Wenn Millionen von Amerikanern künftig 
keine Arbeitslosenbezüge mehr erhalten, werden weitere drei Mil
lionen Menschen unter die Armutsgrenze fallen. Noch werden  
26 Millionen Kinder von der staatlichen Krankenfürsorge (Medi-
caid) aufgefangen. »Mehr Menschen denn je bestreiten gar ihren 
Lebensunterhalt mit Hilfe von Medicaid«, gab Ron Pollak, Direktor 
der Organisation Families USA, jenen Politikern in Washington zu 
bedenken, die diese Hilfen kürzen wollen.30 Und der in Wirtschafts-
fragen eher marktliberal gesinnte Economist fügte diesen »schockie-
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renden Daten« aus Amerika noch eine weitere Statistik hinzu: Ohne 
die staatliche Rentenfürsorge würden noch fünfmal mehr ältere 
Menschen verarmen als ohnehin schon.31

Welche Wirkung wirtschafts- und sozialpolitische Maßnahmen 
entfalten können, haben die 1990er Jahre gezeigt. Zwischen 1990 und 
2000, in den Zeiten des wirtschaftlichen Aufschwungs, verbesserte 
sich die soziale Lage insbesondere der Minderheiten zusehends. In 
der prosperierenden Clinton-Ära herrschte allgemein die Auffas-
sung, dass jeder, der arbeiten will, auch Arbeit findet. Angesichts 
dieser Verhältnisse verkündete der Präsident 1996, dass die mit  
dem New Deal der 1930er Jahre begründete Epoche des Staatsinter
ventionismus endgültig vorbei sei: The era of Big Government is 
over.32 Unter dem Slogan Ending welfare as we know it wurde unter 
Bill Clinton die staatliche Fürsorge beschnitten.33

Nach den zwei Amtsperioden seines republikanischen Nachfol-
gers George W. Bush sah sich Amerika jedoch wieder mit massiven 
sozioökonomischen Problemen konfrontiert. Im Zuge der größten 
Wirtschafts- und Finanzkrise seit den 1930er Jahren nahm die in 
Amerika ohnehin nicht große Wertschätzung staatlicher Eingriffe 
durch Wirtschafts- und Finanzpolitik noch deutlich ab. Doch mit 
dem Auftritt des Präsidentschaftskandidaten Barack Obama wurden 
in der politischen Auseinandersetzung plötzlich neue Töne laut. 

Der Demokrat Obama wurde in erster Linie von den afro-ame-
rikanischen und hispanischen Minderheiten gewählt in der Hoff-
nung, dass er ihre prekäre wirtschaftliche Situation verbessern werde. 
Wie Bill Clinton 1992 konnte Barack Obama 2008 die angespannte 
Wirtschaftslage bei den Präsidentschaftswahlen zu seinem Vorteil 
nutzen.34 Obama sensibilisierte die mittlere Einkommensschicht für 
wirtschaftspolitische Themen, und nicht zuletzt mobilisierte er afro-
amerikanische und hispanische Wähler35 für seine wirtschafts- und 
sozialpolitischen Ziele. Bei der afro-amerikanischen Bevölkerung 
erhielt er 95 Prozent der Stimmen,36 und auch bei den Latinos 
konnte er den Wähleranteil der Demokraten deutlich erhöhen. Dass 
er mehr als zwei Drittel der Stimmen hispanischer Wähler gewann, 
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